Gesetz- und Verordnungsblatt

fiir das Land Brandenburg
Teil I — Gesetze

25. Jahrgang Potsdam, den 29. April 2014 Nummer 19

Kindertagesstittenanpassungsgesetz

Vom 28. April 2014

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Anderung des Kindertagesstittengesetzes

Das Kindertagesstéttengesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Juni 2004 (GVBI. I S. 384), das zuletzt
durch Artikel 8 des Gesetzes vom 11. Februar 2014 (GVBLI. I Nr. 7 S. 12) geéndert worden ist, wird wie folgt geén-
dert:
1. Inder Inhaltsiibersicht wird die Angabe zu § 16a wie folgt gefasst:
»§ 16a  Kostenausgleich®.
2. In § 1 Absatz 2 Satz 1, 2 und 3 wird jeweils das Wort ,.dritten* durch das Wort ,,ersten” ersetzt.
3. Dem § 4 wird folgender Absatz 3 angefiigt:
,(3) Eltern mit einer Hor- oder Sprachbehinderung, deren Kinder eine Kindertagesstétte besuchen, haben fiir
die Wahrnehmung ihrer Beteiligungsrechte das Recht, kostenfrei in Deutscher Gebardensprache mit laut-
sprachbegleitenden Gebirden oder mit anderen geeigneten Kommunikationshilfen zu kommunizieren. Die er-
forderlichen Kosten triagt das Land.*

4.  § 16 Absatz 6 wird wie folgt geéndert:

a) In Satz2 werden die Angabe ,,2010“ durch die Angabe ,,2014“ und die Angabe ,,153 591 100 Euro*
durch die Angabe ,,174 165 000 Euro* ersetzt.

b) In Satz 4 werden die Angabe ,,2010° durch die Angabe ,,2014 und die Angabe ,,4 351 000 Euro* durch
die Angabe ,,5 243 000 Euro* ersetzt.

c¢) In Satz 6 werden das Wort ,,Die” durch das Wort ,,Diese* und die Angabe ,,2011* durch die Anga-
be ,,2015% ersetzt.

d)  Satz 7 wird aufgehoben.
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Nach § 16 wird folgender § 16a eingefiigt:

»§ 16a

Kostenausgleich

(1) Die erforderlichen Kosten fiir die durch das Fiinfte Gesetz zur Anderung des Kindertagesstittengesetzes
vom 15. Juli 2010 (GVBL. I Nr. 25) eingefiihrten Anderungen der Personalschliissel gemiB § 10 Absatz 1
Satz 2 und 3 erstattet das Land den 6rtlichen Tragern der 6ffentlichen Jugendhilfe. Die Kosten werden fiir jeden
ortlichen Tréager der offentlichen Jugendhilfe auf der Grundlage der Differenz der von ihm geméB § 16 Ab-
satz 2 Satz 1 bis 4 bezuschussten Stellen fiir das notwendige padagogische Personal nach den Personalschliis-
seln gemél § 10 Absatz 1 Satz 2 und 3 dieses Gesetzes in der am 30. September 2010 geltenden Fassung sowie
den Personalschliisseln gemaf3 § 10 Absatz 1 Satz 2 und 3 dieses Gesetzes in der am 1. Oktober 2010 geltenden
Fassung ermittelt. Mafgeblich ist die Anzahl der in Kindertagesstétten im Bereich des jeweiligen ortlichen Tré-
gers der offentlichen Jugendhilfe an den vier fiir das jeweilige Vorjahr geltenden Stichtagen gemil3 § 3 Ab-
satz 2 Satz 4 der Kindertagesstitten-Betriebskosten- und Nachweisverordnung im Durchschnitt betreuten Kin-
der. Die ermittelte Stellendifferenz wird mit den erforderlichen Personalkosten einer Fachkraftstelle multipli-
ziert. Zum Ausgleich der Kosten der aufgrund der Personalschliisseldnderungen nach Satz 1 erforderlichen zu-
sdtzlichen Stellen fiir Leitungskréfte gemdf3 § 5 der Kita-Personalverordnung wird der nach den Sétzen 2 bis 4
ermittelte Ausgleichsbetrag um 3 Prozent erhoht.

(2) Der gemiB Artikel 97 Absatz 3 der Verfassung des Landes Brandenburg gebotene Ausgleich der Mehrbe-
lastungen der ortlichen Tréger der Jugendhilfe infolge des erweiterten Rechtsanspruchs auf Kindertagesbetreu-
ung aufgrund § 1 Absatz 2 dieses Gesetzes und nach § 24 Absatz 2 des Achten Buches Sozialgesetzbuch in der
am 1. August 2013 in Kraft getretenen Fassung wird in einer Rechtsverordnung néher geregelt, die die Landes-
regierung unter Beriicksichtigung der Besonderheiten der Kostenstrukturen im Bereich der Kindertagesbetreu-
ung auf der Grundlage des § 25 Absatz 4 des Ersten Gesetzes zur Ausfithrung des Achten Buches Sozialgesetz-
buch erlésst.*

Dem § 17 wird folgender Absatz 4 angefiigt:

,»(4) Eine Heranziehung zu den Kosten einer Leistung der Eingliederungshilfe fiir Kinder im Grundschulalter
nach §§ 53, 54 SGB XII erfolgt nicht, soweit diese Leistung der Inanspruchnahme des Rechtsanspruchs gemaf
§ 1 dient. Hinsichtlich der Erstattung der den ortlichen Tragern der Sozialhilfe fiir die vorgenannten Leistungen
entstandenen Kosten finden §§ 10 bis 15 des Gesetzes zur Ausfithrung des Zwolften Buches Sozialgesetzbuch
mit der MaBgabe Anwendung, dass den Ortlichen Triagern der Sozialhilfe die entstandenen Aufwendungen un-
abhingig von den individuellen kommunalen Anteilen unter Berlicksichtigung einer Finanzierungsquote des
Landes von 85 Prozent gegen Nachweis erstattet werden.*

§ 23 Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

a)  In Nummer 2 wird das Komma am Ende durch die Worter ,,sowie § 16a und das Néhere zu den erforder-
lichen Personalkosten gemdl3 § 16a Satz 4, “ ersetzt.

b)  In Nummer 3 wird das Komma am Ende durch die Worter ,,und als Grundlage der Bezuschussung geméf
§ 16a, ersetzt.

¢) In Nummer 6 wird der Punkt am Ende durch ein Komma ersetzt.
d)  Folgende Nummer 7 wird angefiigt:

,»7. das Verfahren der Finanzierung der Hilfen gemil3 § 4 Absatz 3.
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Artikel 2

Anderung der Kindertagesstitten-Betriebskosten- und Nachweisverordnung

Die Kindertagesstétten-Betriebskosten- und Nachweisverordnung vom 1. Juni 2004 (GVBL 1II S. 450), die durch
Artikel 6 des Gesetzes vom 5. Dezember 2013 (GVBI. I Nr. 43 S. 10) gedndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. 1In §3 Absatz 3 und Absatz 8 Satz 2 wird jeweils die Angabe ,,§ 16 Abs. 2 Satz 3* durch die Angabe ,,§ 16
Absatz 2 Satz 4 ersetzt.

2. §5 wird wie folgt gedndert:

a)
b)

<)

d)

In der Uberschrift wird nach der Angabe ,,§ 16 Abs. 6“ die Angabe ,,und § 16a“ eingefiigt.
In Absatz 1 Satz 1 wird nach der Angabe ,,§ 16 Abs. 6* die Angabe ,,und des § 16a“ eingefiigt.
Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefiigt:

,Fir die Verteilung der Landeszuschiisse werden die Kinderzahlen der Bevolkerungsfortschreibung auf
Basis der Daten des Zensus 2011 zugrunde gelegt, fiir das Jahr 2014 gilt die Fortschreibung auf Basis der
Daten vom 3. Oktober 1990.*

Es wird folgender Absatz 3 angefiigt:

»(3) Als erforderliche Personalkosten gelten die unmittelbar entgeltbezogenen Aufwendungen des Ar-
beitgebers fiir eine Erzieherstelle der fiinften Entwicklungsstufe des Tétigkeitsmerkmals S 6 der Entgelt-
ordnung fiir den Sozial- und Erziehungsdienst des Tarifvertrags fiir den 6ffentlichen Dienst (Bund und
Kommunen) einschlieBlich aller vom Arbeitgeber zu tragenden Entgeltbestandteile und Nebenkosten
(Arbeitgeberbrutto). Dabei werden die zum Zeitpunkt der Meldung nach § 6 Absatz 1 Satz 3 geltenden
Tarifstinde sowie zu diesem Zeitpunkt fiir das folgende Kalenderjahr feststehenden Tarifverdnderungen
beriicksichtigt. Hohere Personalkosten einer Fachkraftstelle konnen von der obersten Landesjugendbe-
horde als erforderlich anerkannt werden, wenn der ortliche Trédger dies innerhalb der Frist nach § 6 Ab-
satz | Satz 3 unter Mitteilung der Griinde, insbesondere der zugrunde liegenden Vergiitungsregelungen,
beantragt. Der ortliche Tréger hat dafiir das gewichtete Mittel der gemél § 3 Absatz 3 und 8 festgestellten
Durchschnittssdtze zugrunde zu legen. Das gewichtete Mittel wird gebildet aus der Anzahl der auf Grund-
lage der jeweiligen Vergiitungsregelung bezuschussten Stellen ohne Beriicksichtigung der Leitungsstel-
len.

3. § 6 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

In der Uberschrift werden nach der Angabe ,,§ 16 Abs. 6 die Worter ,,und Grundlage der Bezuschussung
gemdf § 16a“ eingefiigt.

Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

aa) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefiigt:
,,Wird ein Antrag nach § 5 Absatz 3 Satz 3 gestellt, sind das angewandte Verfahren zur Ermittlung
und Festlegung der Durchschnittssétze, die zugrunde gelegten Vergiitungsregelungen sowie deren
Geltungsbereich gemal § 3 Absatz 3 und 8 zu melden.*

bb) Der neue Satz 3 wird wie folgt gefasst:

,»Die Meldungen erfolgen einmal jdhrlich bis zum 1. November.“
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Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) Die oberste Landesjugendbehorde kann Verfahren und Muster fiir die Meldung nach Absatz 1 fiir
verbindlich erkldren sowie die Angaben des ortlichen Tréigers der 6ffentlichen Jugendhilfe zur Begriin-
dung der Ausgleichsbetrdge nach § 16a des Kindertagesstéttengesetzes, insbesondere im Hinblick auf
RechtmaBigkeit und Erforderlichkeit der Hohe der Durchschnittssétze der Vergiitungsregelung gemal3 § 3
Absatz 3 und 8, iiberpriifen.*

Artikel 3

Anderung der Kita-Personalverordnung

Die Kita-Personalverordnung vom 27. April 1993 (GVBL. II S. 212), die zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom
5. Dezember 2013 (GVBI. I Nr. 43 S. 10) gedndert worden ist, wird wie folgt geéndert:

1. §9 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort ,,Sozialpddagogen* die Worter ,,mit einem Studienschwer-
punkt im Bereich Erziehung, Bildung und Betreuung in der Kindheit“ eingefiigt.

Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gedndert:

aa) In Buchstabe a werden nach dem Wort ,,Fachkréfte” die Worter ,,mit entsprechendem Qualifizie-
rungsschwerpunkt® eingefiigt.

bb) In Buchstabe d wird am Ende ein Punkt eingefiigt.

cc) Der Satzteil nach Buchstabe d wird gestrichen.

2. Dem § 10 Absatz 5 wird folgender Satz angefiigt:

,»Ein Antrag nach Satz 1 fiir Krifte nach Absatz 2 gilt als genchmigt, wenn die oberste Landesjugendbehor-
de ihn nicht innerhalb eines Monats nach Antragseingang ablehnt; die oberste Landesjugendbehérde kann den
Eintritt der Genehmigung von Bedingungen abhéngig machen oder Auflagen erteilen.*

Artikel 4

Bekanntmachungserlaubnis

(1) Das fiir Jugend zustindige Mitglied der Landesregierung kann den Wortlaut des Kindertagesstittengesetzes in
der vom Inkrafttreten dieses Gesetzes an geltenden Fassung im Gesetz- und Verordnungsblatt fiir das Land Branden-
burg Teil I bekannt machen.

(2) Das fiir Jugend zustindige Mitglied der Landesregierung kann den Wortlaut der Kita-Personalverordnung und
der Kindertagesstitten-Betriebskosten- und Nachweisverordnung in der vom Inkrafttreten dieses Gesetzes an gelten-
den Fassung im Gesetz- und Verordnungsblatt fiir das Land Brandenburg Teil II bekannt machen.
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Artikel 5

Inkrafttreten, Aulerkrafttreten

(1)  Artikel 1 Nummer 3 tritt am 1. Januar 2015 in Kraft.
(2) Im Ubrigen tritt dieses Gesetz mit Wirkung vom 1. Januar 2014 in Kraft.

(3) Die Landeszuschuss-Anpassungsverordnung vom 15. April 2011 (GVBI. II Nr. 20) tritt am 1. Januar 2014
auBer Kraft.

Potsdam, den 28. April 2014

Der Prisident
des Landtages Brandenburg

Gunter Fritsch

Herausgeber: Der Président des Landtages Brandenburg
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	Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:
	Änderung des Kindertagesstättengesetzes
	Das Kindertagesstättengesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Juni 2004 (GVBl. I S. 384), das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 11. Februar 2014 (GVBl. I Nr. 7 S. 12) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 16a wie folgt gefasst:
	„§ 16a Kostenausgleich“.
	2. In § 1 Absatz 2 Satz 1, 2 und 3 wird jeweils das Wort „dritten“ durch das Wort „ersten“ ersetzt. 
	3. Dem § 4 wird folgender Absatz 3 angefügt:
	„(3) Eltern mit einer Hör- oder Sprachbehinderung, deren Kinder eine Kindertagesstätte besuchen, haben für die Wahrnehmung ihrer Beteiligungsrechte das Recht, kostenfrei in Deutscher Gebärdensprache mit lautsprachbegleitenden Gebärden oder mit anderen geeigneten Kommunikationshilfen zu kommunizieren. Die erforderlichen Kosten trägt das Land.“
	4. § 16 Absatz 6 wird wie folgt geändert:
	a) In Satz 2 werden die Angabe „2010“ durch die Angabe „2014“ und die Angabe „153 591 100 Euro“ durch die Angabe „174 165 000 Euro“ ersetzt.
	b) In Satz 4 werden die Angabe „2010“ durch die Angabe „2014“ und die Angabe „4 351 000 Euro“ durch die Angabe „5 243 000 Euro“ ersetzt.
	c) In Satz 6 werden das Wort „Die“ durch das Wort „Diese“ und die Angabe „2011“ durch die Angabe „2015“ ersetzt.
	d) Satz 7 wird aufgehoben.
	5. Nach § 16 wird folgender § 16a eingefügt:
	„§ 16a
	Kostenausgleich
	(1) Die erforderlichen Kosten für die durch das Fünfte Gesetz zur Änderung des Kindertagesstättengesetzes vom 15. Juli 2010 (GVBl. I Nr. 25) eingeführten Änderungen der Personalschlüssel gemäß § 10 Absatz 1 Satz 2 und 3 erstattet das Land den örtlichen Trägern der öffentlichen Jugendhilfe. Die Kosten werden für jeden örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe auf der Grundlage der Differenz der von ihm gemäß § 16 Absatz 2 Satz 1 bis 4 bezuschussten Stellen für das notwendige pädagogische Personal nach den Personalschlüsseln gemäß § 10 Absatz 1 Satz 2 und 3 dieses Gesetzes in der am 30. September 2010 geltenden Fassung sowie den Personalschlüsseln gemäß § 10 Absatz 1 Satz 2 und 3 dieses Gesetzes in der am 1. Oktober 2010 geltenden Fassung ermittelt. Maßgeblich ist die Anzahl der in Kindertagesstätten im Bereich des jeweiligen örtlichen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe an den vier für das jeweilige Vorjahr geltenden Stichtagen gemäß § 3 Absatz 2 Satz 4 der Kindertagesstätten-Betriebskosten- und Nachweisverordnung im Durchschnitt betreuten Kinder. Die ermittelte Stellendifferenz wird mit den erforderlichen Personalkosten einer Fachkraftstelle multipliziert. Zum Ausgleich der Kosten der aufgrund der Personalschlüsseländerungen nach Satz 1 erforderlichen zusätzlichen Stellen für Leitungskräfte gemäß § 5 der Kita-Personalverordnung wird der nach den Sätzen 2 bis 4 ermittelte Ausgleichsbetrag um 3 Prozent erhöht.
	(2) Der gemäß Artikel 97 Absatz 3 der Verfassung des Landes Brandenburg gebotene Ausgleich der Mehrbelastungen der örtlichen Träger der Jugendhilfe infolge des erweiterten Rechtsanspruchs auf Kindertagesbetreuung aufgrund § 1 Absatz 2 dieses Gesetzes und nach § 24 Absatz 2 des Achten Buches Sozialgesetzbuch in der am 1. August 2013 in Kraft getretenen Fassung wird in einer Rechtsverordnung näher geregelt, die die Landesregierung unter Berücksichtigung der Besonderheiten der Kostenstrukturen im Bereich der Kindertagesbetreuung auf der Grundlage des § 25 Absatz 4 des Ersten Gesetzes zur Ausführung des Achten Buches Sozialgesetzbuch erlässt.“
	6. Dem § 17 wird folgender Absatz 4 angefügt:
	„(4) Eine Heranziehung zu den Kosten einer Leistung der Eingliederungshilfe für Kinder im Grundschulalter nach §§ 53, 54 SGB XII erfolgt nicht, soweit diese Leistung der Inanspruchnahme des Rechtsanspruchs gemäß § 1 dient. Hinsichtlich der Erstattung der den örtlichen Trägern der Sozialhilfe für die vorgenannten Leistungen entstandenen Kosten finden §§ 10 bis 15 des Gesetzes zur Ausführung des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch mit der Maßgabe Anwendung, dass den örtlichen Trägern der Sozialhilfe die entstandenen Aufwendungen unabhängig von den individuellen kommunalen Anteilen unter Berücksichtigung einer Finanzierungsquote des Landes von 85 Prozent gegen Nachweis erstattet werden.“
	7. § 23 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
	a) In Nummer 2 wird das Komma am Ende durch die Wörter „sowie § 16a und das Nähere zu den erforderlichen Personalkosten gemäß § 16a Satz 4, “ ersetzt.
	b) In Nummer 3 wird das Komma am Ende durch die Wörter „und als Grundlage der Bezuschussung gemäß § 16a,“ ersetzt.
	c) In Nummer 6 wird der Punkt am Ende durch ein Komma ersetzt.
	d) Folgende Nummer 7 wird angefügt:
	„7. das Verfahren der Finanzierung der Hilfen gemäß § 4 Absatz 3.“
	Änderung der Kindertagesstätten-Betriebskosten- und Nachweisverordnung
	Die Kindertagesstätten-Betriebskosten- und Nachweisverordnung vom 1. Juni 2004 (GVBl. II S. 450), die durch Artikel 6 des Gesetzes vom 5. Dezember 2013 (GVBl. I Nr. 43 S. 10) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In § 3 Absatz 3 und Absatz 8 Satz 2 wird jeweils die Angabe „§ 16 Abs. 2 Satz 3“ durch die Angabe „§ 16 Absatz 2 Satz 4“ ersetzt.
	2. § 5 wird wie folgt geändert:
	a) In der Überschrift wird nach der Angabe „§ 16 Abs. 6“ die Angabe „und § 16a“ eingefügt.
	b) In Absatz 1 Satz 1 wird nach der Angabe „§ 16 Abs. 6“ die Angabe „und des § 16a“ eingefügt.
	c) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:
	„Für die Verteilung der Landeszuschüsse werden die Kinderzahlen der Bevölkerungsfortschreibung auf Basis der Daten des Zensus 2011 zugrunde gelegt, für das Jahr 2014 gilt die Fortschreibung auf Basis der Daten vom 3. Oktober 1990.“
	d) Es wird folgender Absatz 3 angefügt:
	„(3) Als erforderliche Personalkosten gelten die unmittelbar entgeltbezogenen Aufwendungen des Arbeitgebers für eine Erzieherstelle der fünften Entwicklungsstufe des Tätigkeitsmerkmals S 6 der Entgeltordnung für den Sozial- und Erziehungsdienst des Tarifvertrags für den öffentlichen Dienst (Bund und Kommunen) einschließlich aller vom Arbeitgeber zu tragenden Entgeltbestandteile und Nebenkosten (Arbeitgeberbrutto). Dabei werden die zum Zeitpunkt der Meldung nach § 6 Absatz 1 Satz 3 geltenden Tarifstände sowie zu diesem Zeitpunkt für das folgende Kalenderjahr feststehenden Tarifveränderungen berücksichtigt. Höhere Personalkosten einer Fachkraftstelle können von der obersten Landesjugendbehörde als erforderlich anerkannt werden, wenn der örtliche Träger dies innerhalb der Frist nach § 6 Absatz 1 Satz 3 unter Mitteilung der Gründe, insbesondere der zugrunde liegenden Vergütungsregelungen, beantragt. Der örtliche Träger hat dafür das gewichtete Mittel der gemäß § 3 Absatz 3 und 8 festgestellten Durchschnittssätze zugrunde zu legen. Das gewichtete Mittel wird gebildet aus der Anzahl der auf Grundlage der jeweiligen Vergütungsregelung bezuschussten Stellen ohne Berücksichtigung der Leitungsstellen.“
	3. § 6 wird wie folgt geändert:
	a) In der Überschrift werden nach der Angabe „§ 16 Abs. 6“ die Wörter „und Grundlage der Bezuschussung gemäß § 16a“ eingefügt.
	b) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
	aa) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 
	„Wird ein Antrag nach § 5 Absatz 3 Satz 3 gestellt, sind das angewandte Verfahren zur Ermittlung und Festlegung der Durchschnittssätze, die zugrunde gelegten Vergütungsregelungen sowie deren Geltungsbereich gemäß § 3 Absatz 3 und 8 zu melden.“
	bb) Der neue Satz 3 wird wie folgt gefasst:
	„Die Meldungen erfolgen einmal jährlich bis zum 1. November.“
	c) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
	„(2) Die oberste Landesjugendbehörde kann Verfahren und Muster für die Meldung nach Absatz 1 für verbindlich erklären sowie die Angaben des örtlichen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe zur Begründung der Ausgleichsbeträge nach § 16a des Kindertagesstättengesetzes, insbesondere im Hinblick auf Rechtmäßigkeit und Erforderlichkeit der Höhe der Durchschnittssätze der Vergütungsregelung gemäß § 3 Absatz 3 und 8, überprüfen.“
	Änderung der Kita-Personalverordnung
	Die Kita-Personalverordnung vom 27. April 1993 (GVBl. II S. 212), die zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 5. Dezember 2013 (GVBl. I Nr. 43 S. 10) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. § 9 wird wie folgt geändert:
	a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Sozialpädagogen“ die Wörter „mit einem Studienschwerpunkt im Bereich Erziehung, Bildung und Betreuung in der Kindheit“ eingefügt.
	b) Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt geändert:
	aa) In Buchstabe a werden nach dem Wort „Fachkräfte“ die Wörter „mit entsprechendem Qualifizierungsschwerpunkt“ eingefügt.
	bb) In Buchstabe d wird am Ende ein Punkt eingefügt.
	cc) Der Satzteil nach Buchstabe d wird gestrichen.
	2. Dem § 10 Absatz 5 wird folgender Satz angefügt: 
	„Ein Antrag nach Satz 1 für Kräfte nach Absatz 2 gilt als genehmigt, wenn die oberste Landesjugendbehörde ihn nicht innerhalb eines Monats nach Antragseingang ablehnt; die oberste Landesjugendbehörde kann den Eintritt der Genehmigung von Bedingungen abhängig machen oder Auflagen erteilen.“
	Bekanntmachungserlaubnis
	(1) Das für Jugend zuständige Mitglied der Landesregierung kann den Wortlaut des Kindertagesstättengesetzes in der vom Inkrafttreten dieses Gesetzes an geltenden Fassung im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Brandenburg Teil I bekannt machen.
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